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ووو —— 


I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller⸗ etatsmäßige Stelle eines gewerbetechniſchen 
gnädigſt geruht, Rats bei der Regierung in Schleswig ber- 
den bisherigen Gewerberat Dr. Otto Borg- liehen worden. Gleichzeitig iſt er zum 
mann in Schleswig zum Regierungs- Aufſichtsbeamten im Sinne des 5 139b der 
und Gewerberate zu ernennen, Gewerbeordnung für den Bezirk dieſer Regie⸗ 
dem Generaldirektor Werner Geneſt in | rung beſtellt worden. 
Groß⸗Lichterfelde den Charakter als Der Gewerbeaſſeſſor Blatter in Berlin 
Baurat, iſt zum Gewerbeinſpektor ernannt und end⸗ 
dem Fabrikbeſitzer Friedrich Wilhelm gültig mit der Verwaltung der Gewerbe⸗ 
Boelling 9 ee: inſpektion Berlin NO. betraut worden. 
dem Verlagsbuchhändler Richard Bong Dem Gewerbeaſſeſſor Lipſchitz in Berlin 
in Charlottenburg, dem Fabrikanten iſt eine etatsmäßige ی‎ bei 
Hermann Heye in Gerresheim, Land⸗ der Gewerbeinſpektion Berlin SO. verliehen 


kreis Düſſeldorf, dem Hüttenbeſitzer . 
Albert Jung in Biedenkopf und 9 worden. Aer: 

Hüttendiveftor Auguſt Weinlig in 

pae ate ا‎ Der Regierungsaſſeſſor Dr. Lobe in 
1 ب‎ Merſeburg iſt zum ſtellvertretenden Vor⸗ 


ſitzenden des Schiedsgerichts für Arbeiter⸗ 
Dem Regierungs⸗ und Gewerberate verſicherung Regierungsbezirk Merſeburg er- 
Dr. Otto Borgmann in Schleswig iſt die nannt worden. 


ove o P E — —— — 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Zinſen von Reſtkaufgeldern für veräußerte Staatsgrundſtücke. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. September 1908. 
Die nachſtehend abgedruckte, von dem Herrn Finanzminiſter in Gemeinſchaft mit dem 
Herrn Miniſter des Innern erlaſſene Verfügung vom 18. Juli d. Is. wegen der Verein⸗ 


— Anlage. 
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nahmung von Zinſen geſtundeter Kaufgelder für veräußerte Staatsgrundſtücke bei dem 
Fonds des vormaligen Staatsſchatzes iſt auch im Geſchäftsbereiche meiner Verwaltung zur 
Ausführung zu bringen. 

Im Auftrage. 


IIa 3393. Luſensky. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Berlin, den 18. Juli 1908. 

Zur Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens wird hierdurch beſtimmt, daß fortan 
die Abführung der Zinſen von geſtundeten Kaufgeldern für veräußerte Staatsgrundſtücke 
an den Fonds des vormaligen Staatsſchatzes — Einnahme⸗Kapitel 24 Titel 4 des Etats 
der allgemeinen Finanzverwaltung — zu geſchehen hat. 


Der Finanzminiſter. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
(gez.) Foerſter. (gez.) Lindig. 


F. M. I. 9997. II. 7860. III. 12 680. — M. ۰ J. Ia. 4579. 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Königlichen Regierungen. 


Betr. Kaſſen mit Reichsbankgiroverkehr. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 8. September 1908. 

Der nachſtehend abgedruckte Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 22. Juli d. J., 
nach welchem auf den amtlichen Schreiben der im Reichsbankgiroverkehre ſtehenden ſtaat 
lichen Kaſſen der Vermerk „Reichsbankgirokonto“ anzubringen iſt, üt auch im Geſchäfts 
bereiche meiner Verwaltung zur Ausführung zu bringen. 


Im Auftrage. 
IIa 3394. Luſensky. 


An bie der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
Der Finanzminiſter. 
Berlin C. 2, den 22. Juli 1908. 

Die in den letzten Jahren ſtaatlicherſeits im Intereſſe der Ausbreitung des Über⸗ 
weiſungs⸗ und Scheckverkehrs getroffenen Einrichtungen können nur dann den damit ver⸗ 
folgten Zweck tunlichſter Erſparung barer Umlaufsmittel voll erfüllen, wenn das Publikum 
davon möglichſt umfangreichen Gebrauch macht. Um letzteres zu erreichen, iſt es vor allem 
erforderlich, daß der Anſchluß der ſtaatlichen Kaſſen an den Reichs bankgiroverkehr allge 
meiner bekannt wird. Zu dieſem Zwecke haben fortan ſämtliche im Reichsbankgiroverkehre 
ſtehenden ſtaatlichen Kaſſen auf ihre amtlichen Schreiben an Privatperſonen, Handelsfirmen 
und andere als ſtaatliche inländiſche Behörden den Vermerk „Reichsbank⸗Giroronto“ zu 
ſetzen, um die Empfänger der Schreiben auf die Benutzung des Girokontos bei etwaigen 
Zahlungen hinzuweiſen. Die Königliche Regierung wolle das hiernach Erforderliche alsbald 
veranlaſſen. 

Im Auftrage. 


[ 914211, II 8188. III 13 137. (gez.) Foerſter. 


An die Königlichen Regierungen und die Königliche Minifterial-, Militär und Baukommiſſion. 
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Betr. Außerkursſetzung der Fünfzigpfennigſtücke. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. September 1908. 
Der nachſtehend abgedruckte Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 21. Juli d. IS., ۸۰ 
betreffend die Außerkursſetzung der Fünfzigpfennigſtücke der älteren Geprägeformen, iſt auch | 
im Geſchäftsbereiche meines Miniſteriums zur Ausführung zu bringen. 


Ju Vertretung. 
IIa. 3868. I. 8132. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 
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Berlin C. 2, den 21. Juli 1908. 

Der Bundesrat Bat laut Bekanntmachung bom 21. Juni 1908 (RGBl. ©. 464) die 
Außerkursſetzung der Fünfzigpfennigſtücke der älteren Geprägeformen mit der Wertangabe 
„50 Pfennig“ zum 1. Oktober 1908 mit einer Friſt zur Einlöſung bei den Reichs⸗ und 
Landeskaſſen bis zum 30. September 1910 beſchloſſen. 

Die Königliche Regierung beauftrage ich, die gedachte Bekanntmachung durch Abdruck 
in den Amtsblättern, den Kreisblättern und den etwaigen ſonſtigen zu den amtlichen Be— 
kanntmachungen der unteren. Verwaltungsbehörden dienenden Blättern fünfmal, und zwar 
einmal ſofort, ſodann je einmal Anfang Januar bezw. Anfang Juli der Jahre 1909 und 
1910 veröffentlichen zu lale. Eine weitere koſtenfreie Bekanntmachung in anderen Blättern, 
deren Auswahl Ihren Ermeſſen überlaſſen wird, würde ſehr erwünſcht ſein. 

Ferner wolle die Königliche Regierung die unterftellten Kaſſen des diesseitigen Geſchäfts- 
bereichs anweiſen, int Sinne der Bekanntmachung zu verfahren und die zur Einlöſung 
kommenden Fünfzigpfeunigſtücke der älteren Geprägeformen mit tunlichſter Beſchleunigung 
der Reichsbank zuzuführen. Die nicht an Bankplätzen befindlichen Spezialkaſſen haben 
die gedachten Münzen an die Regierungshauptkaſſen, und die nicht an Bankplätzen befind 
lichen Regierungshauptkaſſen haben die eingelöſten Stücke in gleicher Weiſe wie ſolche Reichs- 
ſilbermünzen, die infolge längeren Umlaufs und Abnutzung an Gewicht oder Erkennbarkeit 
erheblich eingebüßt haben, an das Münzmetalldepot des Reichs in Berlin C. 19, Unter 
waſſerſtraße 2/4 abzuliefern. (Vergl. Erlaß vom 7. Mai 1876 — J. 6942/11. 10. 
5847/IV. 5234 —). 

Die kurz vor Ablauf der Einlöſungsfriſt bei den Reichs- und Landeskaſſen ein⸗ 
gehenden Fünfzigpfennigſtücke der älteren Geprägeformen werden von der Reichsbank und 
vom Münzmetalldepot des Reichs noch bis zum 15. Oktober 1910 angenommen werden. 

. Sm Auftrage. 
111865. II 7879. 11112572. (gez.) Foerſter. 


An die Königlichen Regierungen. 


Der Finanzuiniſter. 


Betr. Benutzung der Bahnhöfe in Königsberg i. Pr. bei Dienſtreiſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. E. 
Berlin W. 66, den 9. September 1908. 


Ich genehmige, daß bei Dienſtreiſen mit der Eiſenbahn von und nach Königsberg i. Pr. 
auf der Strecke von Königsberg i. Pr. nach Labiau von der Benutzung der Bahnhöfe Vorder⸗ 
Bufen und Mittelhufen abgeſehen wird und der Lizentbahnhof als Anfangs⸗ bezw. End⸗ 
ſtation — Abſchnitt F unter 1 Abſ. 2 ber Ausführungsbeſtimmungen vom 11. November 1903 
zum Reiſekoſtengeſetz — zu gelten hat. 

In Vertretung. 
IIa 3289. I 8181. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 
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III. ۰ 


1. Warenhausſteuer. 
Betr. Entſcheidungen des Minifters für Handel und Gewerbe auf Grund des $ 6 Abſ. 5 des 
Geſetzes, betreffend die Warenhausſteuer, vom 18. Juli 1900 (GS. S. 294). 
IIb 8339. Entſcheidung vom 7. September 1908. 
Wohltätigkeitsmarken zählen zu keiner Gruppe des § 6 des Geſetzes. 


IIb 8323. Entſcheidung vom 7. September 1908. 

In Ergänzung der Entſcheidung vom 10. März d. J. (SMBl. S. 90) ijt anzuerkennen, 
daß zuſammenlegbare Trinkbecher, Kochgeſchirre, Proviantbüchſen aus Aluminium und Reiſe⸗ 
und Feldkocher, inſoweit die vorbenannten Artikel durch ihre Konſtruktion erkennen laſſen, 
daß es ſich um Sportartikel handelt, auch der Gruppe D des 8 6 des Geſetzes zugerechnet 
werden können. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Cholera in Rußland. 
Berlin, den 15. September 1908. 

Mit Rückſicht auf die Ausbreitung, die die Cholera in Rußland genommen hat, hat 
der Herr Reichskanzler durch in beſonderem Abdrucke mitgeteilte, im Reichsanzeiger ver⸗ 
öffentlichte Bekanntmachungen vom 11. September d. J. beſtimmt, daß die aus den Häfen 
von St. Petersburg und Kronſtadt ſowie die aus den ruſſiſchen Häfen des Schwarzen und 
Aſowſchen Meeres nach einem deutſchen Hafen kommenden Schiffe und ihre Inſaſſen bis 
auf weiteres vor der Zulaſſung zum freien Verkehr ärztlich zu unterſuchen ſind. 

Nach ben Vorſchriften der Pariſer Internationalen Sanitäts⸗Übereinkunft ijt es vor⸗ 
erſt nicht zuläſſig, die gleiche Anordnung auch für die aus den übrigen ruſſiſchen Oſtſee⸗ 
häfen kommenden Schiffe zu erlaſſen; es erſcheint aber angezeigt, ſolchen Schiffen beſondere 
Aufmerkſamkeit zuzuwenden. Ew. Hochwohlgeboren erſuchen wir, die Hafenbehörden 
gefälligſt mit entſprechender Anweiſung zu verſehen. 


Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
für Handel und Gewerbe. und Medizinal-Angelegenheiten. 

Im Auftrage. Holle. 

Luſensky. : 


IIb 8797 M. f. H. u. G. — M. 18834 M. d. g. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


— ——— — 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Dampfkeſſelweſen. 


Betr. Kleinkeſſel für Bäckereien. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 9. September 1908. 

In den Bäckereibetrieben bürgert ſich mehr und mehr die Benutzung von Kleinkeſſeln 
zwecks Einleitung von Dampf geringer Spannung in den Backofen während des Bad- 
prozeſſes ein. Die dazu benutzten Keſſel ſind in neueren Ofenanlagen meiſt in den Back⸗ 
ofen eingebaut und werden zum Teil von den dieſen erwärmenden Heizgaſen beſpült, zum 
Teil auch mit beſonderer Roſtanlage verſehen. Wie ich aus früheren Vorgängen und aus 
den in neuerer Zeit aus Anlaß von Ausnahmebewilligungen für ſolche Kleinkeſſel gepflogenen 
Verhandlungen erſehen habe, herrſcht über die Genehmigungs⸗ und Reviſionspflicht dieſer 
Keſſel, die faſt alle ohne Steigerohr oder ähnliche offene Verbindungen mit der Atmoſphäre 
(vergl. $ 22 der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Dampf⸗ 
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keſſeln vom 5. Auguſt 1890) gebaut werden, ſowohl bei den Verkäufern dieſer, auch als 
„Schwül⸗, Raſche⸗ oder Dämpfeinrichtungen“ bezeichneten Keſſelanlagen, wie bei den 
Bäckern meiſt die irrige Auffaſſung, daß die Anlagen wegen ihrer geringen Größe oder 
Spannung den Vorſchriften über Dampfkeſſelanlagen nicht unterworfen ſeien. Sobald die 
Dämpf⸗, Schwül⸗ oder Raſcheapparate abſperrbar ſind, ſo daß in ihnen ein höherer als 
der atmoſphäriſche Druck entſtehen kann, unterliegen ſie ohne Anſehung ihrer Größe den 
Beſtimmungen über Dampfkeſſelanlagen. 

Sie wollen die Gewerbeinſpektoren und Polizeibehörden Ihres Bezirkes anweiſen, bei 
den Reviſionen der Bäckereibetriebe auf ſolche Keſſelanlagen zu achten. Werden Anlagen 
angetroffen, die nicht auf Grund § 24 der Gewerbeordnung genehmigt ſind, ſo iſt wegen 
der nachträglichen Herbeiführung der Genehmigung und der Unterſtellung dieſer Keſſel unter 
die Aufſicht der Dampfkeſſelüberwachungsvereine alsbald den letzteren Mitteilung zu machen. 


Im Auftrage. 
III 6487 I. Ang. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe ber Fuhrherren, Kutſcher und verwandten Berufsgenoſſen 

„Eintracht“ zu Berlin (E. H.), 

Zentrale Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Kutſcher und verwandten Berufsgenoſſen 
zu Berlin (E. H.), 

St. Joſephskrankenkaſſe (E. H.) in Cleve, 

. Stralſundiſche Unterſtützungs⸗Kaſſe für Mitglieder aus allen Klaſſen von Arbeitern 


3 
4 
(E. H.) . 
5. „Die Hilfe in der Not“ (E. H.) in Itzehoe, 
6. Krankenunterſtützungskaſſe der Zimmerer (E. H.) in Poſen. 
Berlin, den 21. September 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 7219 U. Ang. Neumann. 


ND 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. Zulaſſung zur Zeichenlehrerprüfung. 

Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten hat 
durch Erlaß vom 29. Juni 1908 (UIV Nr. 1106 U UIID) an die beteiligten Provinzial⸗ 
Schulkollegien, Kunſtakademien uſw. nachſtehende Vorſchriften erlaſſen: 

„Die bei den Zeichenlehrerprüfungen der letzten Jahre gemachten Erfahrungen laſſen 
es geboten erſcheinen, unter den Bewerbern und Bewerberinnen um das Zeichenlehramt 
ſchon bei der Aufnahme in die Zeichenlehrer⸗Seminare bezw. Abteilungen eine ſtrengere 
Auswahl als ſeither zu treffen. Es find daher von jetzt ab nur ſolche Bewerber und Be— 
werberinnen zuzulaſſen, die bei guter zeichneriſcher Begabung eine den Anforderungen im 
§ 2 der Prüfungsordnung vom 31. Januar 1902 entſprechende Schulbildung oder Lehr 
befähigung beſitzen. Bewerber und Bewerberinnen, deren Zeugniſſe dieſen Anforderungen 
nicht eutſprechen, haben — abgeſehen von beſonderen Ausnahmefällen, über die ich mir die 
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Entſcheidung vorbehalte — keine Ausficht, zur Prüfung als Zeichenlehrer oder Zeichen⸗ 
lehrerin zugelaſſen zu werden. Dies gilt auch für die Bewerber, die ihre Berechtigung zum 
einjährig⸗freiwilligen Militärdienſte nur auf Grund genügender Elementarkenntniſſe unter 
Berückſichtigung ihrer künſtleriſcheu Begabung erhalten haben. 

Die im genannten § 2 vorgeſehene „Vorprüfung“ kommt bis auf weiteres in Fortfall. 

Bewerber und Bewerberinnen, die noch keine Lehrbefähigung beſitzen, dürfen erſt drei, 
bezw. zwei Jahre nach erfolgreichem Beſuche des ſechsten Jahreskurſus einer höheren Lehr⸗ 
anſtalt bezw. der oberſten Klaſſe einer vollentwickelten höheren Mädchenſchule aufgenommen 
werden und haben den Nachweis zu erbringen, daß fie jid) während dieſer Zeit wiſſenſchaft⸗ 
lich oder praktiſch weiter gebildet und ihre allgemeine Bildung gefördert haben.“ 


VI. Nichtamtliches. 


Entſcheidungen der Gerichte. 


Betr. Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Motorwerkſtätten des Haudwerkes mit weniger 
als 10 Arbeitern. 


Entſcheidung des Kammergerichts, I. Strafſenats, vom 2. Mai 1907. 


Angeklagter iſt Inhaber einer handwerksmäßig betriebenen Druckerei, in der zu der 
hier in Frage kommenden Zeit ein durch elementare Kraft bewegtes Triebwerk, nämlich 
ein Gasmotor, dauernd verwendet, aber eine Zahl von weniger als 10 Arbeitern beſchäftigt 
wurde. Angeklagter hat in nicht rechtsverjährter Zeit in ſeiner Druckerei jugendliche 
zwiſchen 14 und 16 Jahre alte Perſonen fortgeſetzt über 10 Stunden und abends nach 
8 ½ Uhr beſchäftigt. Hierdurch {oll er nach Auffaſſung der Anklage gegen die 88 135 
Abſ. 3, 136 Abſ. 1, 146 Nr. 2 Gew. O. in Verbindung mit der Bekanntmachung des 
Reichskanzlers vom 13. Juli 1900 (RG Bl. S. 566) verſtoßen haben. Die Strafkammer 
hat die Berufung der Staatsanwaltſchaft gegen das freiſprechende Urteil erſter Inſtanz 
verworfen. Sie nimmt an, daß dem Angeklagten die Nr. 10 Abſ. 1 der erwähnten Be⸗ 
kanntmachung zur Seite ſtehe. Danach finden in Werkſtätten des Handwerkes mit Motor⸗ 
betrieb, in denen in der Regel weniger als 10 Arbeiter beſchäftigt werden, auf die Be⸗ 
ſchäftigung männlicher jugendlicher Arbeiter die Beſtimmungen unter Ziff. 3 Abſ. 2 Satz 1 
und Ziff. 4 Abſ. 1 (welche für Werkſtätten mit Motorbetrieb und weniger als 10 Arbeitern 
die in 88 135 Abſ. 3, 136 Abſ. 1 GewO. für Fabriken gegebenen Vorſchriften enthalten), 
keine Anwendung. Allerdings enthält die Nr. 10 in Ab. 2 bie Vorſchrift: „Zum Hand⸗ 
werk im Sinne der vorſtehenden Beſtimmung find zu rechnen die Betriebe der . . ,“ 
worauf die Aufzählung einer Reihe von Betrieben folgt, unter denen der handwerksmäßige 
Druckereibetrieb nicht vorkommt. Die Strafkammer hält dieſe Aufzählung aber für eine 
lediglich exemplifikatoriſche. Es könne dahingeſtellt bleiben, ob die Nichterwähnung der 
Druckereien auf der Erwägung beruhe, daß hier zahlenmäßig der handwerksmäßige Betrieb 
hinter den fabrikmäßigen zurücktrete. Jedenfalls könne es nicht in der Abſicht des Erlaſſes 
gelegen haben, einen Kreis der als Handwerker zu betrachtenden Unternehmer durch er⸗ 
ſchöpfende Aufzählung ein für allemal geſetzlich feſtzulegen und auf dieſe Weiſe ſolche 
Unternehmer, die, wie der Angeklagte im geſchäfklichen Verkehr als Handwerker angeſehen 
werden und deren Betrieb nach Art und Umfang ein handwerksmäßiger ſei, von der in 
(bj. 1 gewährten Beſchäftigungsfreiheit auszuſchließen. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft bekämpft dieſe Auffaſſung und meint, daß ſie 
im Wortlaute der Bekanntmachung keine Stütze finde. Der Anſicht der Reviſion iſt 
beizutreten. 

Es kann dahingeſtellt bleiben, aus welchem Grunde die Verordnung in Abſ. 2 die 
handwerksmäßig betriebenen Buchdruckereien nicht mit aufgenommen hat; vielleicht iſt dies 
deshalb geſchehen, weil gerade bei Druckereien die Unterſcheidung zwiſchen dem handwerks⸗ 
mäßigen und dem fabrikmäßigen Betriebe ſehr ſchwierig iſt und auch der überwiegend 
handwerksmäßige Betrieb ſich vielfach dem fabrikmäßigen nähert (vergl. das Urteil des 
jid. OVG. vom 11. Juni 1903, Gew. Arch. Bd. 3 S. 93 ff.). Jedenfalls bieten Wortlaut 
und Sinn des Abſ. 2, in welchem 50 Gewerbe, darunter die meiſten im praktiſchen Leben 
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dem Handwerke zugerechneten Betriebe aufgeführt werden, nicht den geringſten Anlaß für 
die Annahme des Landgerichts, daß die Aufzählung, welche z. B. Zink⸗, Kupfer⸗ und 
Stahldrucker, Kupfer-, Meſſer⸗, Grob- und Hufſchmiede nebeneinander aufführt, eine bloß 
beiſpielsweiſe ſein ſollte. 

Die Strafkammer meint, es könne nicht beabſichtigt ſein, den Kreis der als Hand⸗ 
werke zu erachtenden Betriebe ein für allemal geſetzlich zu regeln. Das iſt aber auch 
hier nicht geſchehen. Die Gewerbeordnung hat gerade deshalb die vorliegende Frage nicht 
geſetzlich geregelt, ſondern der Regelung durch den Bundesrat vorbehalten, um den wech⸗ 
ſelnden Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens gerecht zu werden. Dieſe Bundesrats⸗ 
Verordnungen können leichter und ſchneller geändert werden als Geſetze, ſobald ſich die 
Notwendigkeit einer ſolchen Anderung herausſtellt, es iit dies auch wiederholt bei den auf 
Grund der Gewerbeordnung erlaſſenen Verordnungen vorgekommen. 

Die Aufzählung in Nr. 10 Abſ. 2 der Verordnung vom 13. Juli 1900 muß daher 
als eine erſchöpfende angeſehen werden. Da die handwerksmäßig betriebenen Druckereien 
dort nicht mit aufgeführt werden, ſind ſie nicht als „Werkſtätten des Handwerks“ im 
Sinne des Abſ. 1 anzuſehen und deshalb von den Vorſchriften unter Ziff. 3 Abſ. 2 Satz 1 
und Ziff. 4 Abſ. 1 nicht ausgenommen. Es liegt ſomit objektiv eine Verletzung dieſer 
Vorſchriften in Verbindung mit § 146 Nr. 2 Gewd. vor. Zur weiteren Prüfung, ins⸗ 
beſondere auch betreffs des ſubjektiven Tatbeſtandes, war die Sache unter Aufhebung des 
angefochtenen Urteils zur anderweiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs⸗ 
۳ zurückzuverweiſen, welches auch über bie Koſten der Reviſionsinſtanz zu befinden 
haben wird. 


Carl Heymanus Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 
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